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BUNDESGERICHTSHOF

| IM NAMEN DES VOLKES

II_ZR 51/63 URTEIL Verkiindet am
21. Juni 1965
Schorm,
Justizangestell ter

als Urkundsbeamter
der Geschiftsstelle

in dem Rechisstreit

des Teomhard N QNN . OSSN
¢t @, | g

Beklagtenmd Revisionsklégers,

- Prozeflbevollmiichtigter: Rechtsanwalt Dr. h.c. _-—

gegen

die MoGHNED 4 cANNED NS "SR /venuc,

@P. “8l) :nzland, vertreten durch ihren Direktor

S@i» c<bvenda,

Kldgerin und Revisionsbeklagte,

- ProzeBbevollméchtigter: Rechtsanwalt _-a




Der II. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat auf
die miindliche Verhandlung vom 21. Juni 1965 unter Mitwir-
kung des Senatsprédsidenten Dr. Fischer und der Bundes-
richter Dr. Kuhn, Liegecke, Dr. Schulze und Fleck

fiir Recht erkannt:

Auf die Rechtsmittel der Beklagten werden das
Urteil des 2. Zivilsenats des Kammergerichts in
Berlin vom 18. Dezember 1962 gufgehoben und das
Urteil der 94. XKammer fiir Handelssachen des Land-
gerichts Berlin vom 5. Juni 1962 dahin geiindert:

Die Klage wird abgewiesen.

Die Kosten des Rechtsstreits werden der Klage-
rin auferlegt.

Von Rechts wegen

Der Beklagte hat in der Zeit vom 7. Februar bis
23. Februar 1961 der Kliigerin Auftrige zum Kauf von
515.000 Unzen Silber, "two months' delivery", erteilt.
Die Kldgerin ist Eigenhdndlerin und Maklerin am Londoner
Fdelmetallmarkt (Tondon Bullion Market). Sie bestdtigte
dem Beklagten den Verkauf durch sie zu dem am Tage des
Abschlusses am Bullion Market fur "two months forward"-
Kontrakte festgesetzten Preis nebst 1/4 % Maklergebiihr
(brokerage). Ferner forderte sie den Beklagten zur Leistung
der fiir Termingeschiifte vorgesehenen Sicherheit ("margin")
von 5 % auf. Der Beklagte stellte deren Leistung in Aus-~



Matthias Prinz

Rechtsanwalt www.prinz.law g

sicht, zahlte aber nicht. Die Silberpreise fielen. Die
Klagerin fiilhrte die Kontrakte bei Falligkeit dadurch aus,
daB sie dem Beklagten mitteilte, sie habe von ihm ent-
sprechende Silbermengen zum Tagespreis gekauft, und Zah-
lung des Unterschiedsbetrages forderte. Die Abrechnung
samtlicher Kontrakte ergihbt 1.531.4.3 £ zu Lasten des
Beklagten. Die Klédgerin hat mit der Klage die Verurteilung
des Beklagten zur Zahlung dieses Betrages beantragt.

Der Beklagte hat Klagabweisung beantragt. Er hat gel-
tend gemacht, die Kl&dgerin habe die Geschédfte nicht verein-
barungsgeméfl durchgefithrt. Sie hiétten den von der Kligerin
erkannten Zweck verfolgt, Kurssteigerungen hervorzurufen.
Dazu hidtten sie Uber den Bullion Market, nicht aber als
Eigengeschidft abgeschlossen werden miissen. Er sei zudem
nicht eingetragener Kaufmann oder Borsenmakler, die Kontrakte
seien daher als Borsentermingeschiédfte fiir ihn unverbindlich,
Da es sich zudem um reine Spekulationsgeschédfte ohne Absicht
der Lieferung der gekauften Menge gehandelt habe, seien sie
Differcenzgeschdfte und als Spiel anzusehen.

Das Landgericht und das Oberlandesgericht haben der
Klage stattgegeben. Mit der Revision verfolgt der Beklagte
seinen Antrag auf Abweisung der Klage weiter. Die Kl&gerin
beantragt, die Revision zurilickzuweisen.

Entscheid ungsgriinde:

Das Berufungsgericht, das zutreffend und von der Revi-
sion nicht beanstandet deutsches Recht auf die Begziehungen
dexr Parteien anwendet, hat die "forward contracts" in Silber
"two months' delivery" mit Recht als Borsentermingeschiéfte
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im Sinne der §§ 52, 61 Borsengesetz angesehen. Zwar ist
der Londoner Bullion Market keine BOrse im Sinne einer
Versammlung von Kaufleuten, die diese Zusammenkunft zum
Zviecke des Abschlusses von Handelsgeschdften bestimmter
Art besuchen. Es handelt gich vielmehr um eine Zusammen-

~kunft einer Reihe von Londoner Firmen, die tdglich den

Silberpreis filir Kassa- und Termingeschédfte festsetzen, wie
er sich aus den bei ihnen vorliegenden Auftrigen, die sie
als Eigenhdndler erledigen, ergibt. Fiir den Begriff des
Borsentermingeschédfts geniigt es aber, daB ein Geschift zu
typischen Bedingungen iiber Waren oder Wertpapiere in Be-
ziehung zu einem Terminmarkt steht, der es ermoglicht, je-
derzeit ein v0llig gleiches Gegengeschdft abzuschlieflen
(vEl. Meyer-Bremer, Birsengesetz, 4. Aufl. § 50 A. 3; Hahn,
Betrieb 1960, 972). Diese Eigentiimlichkeit ermdglicht es
dem Publikum, sich an einem leicht zu Spielzwecken zu
miflbrauchenden Umsatzverkehr zu beteiligen. Der Eindadmmung
dieser wirtschaftlichen Gefahr dienen die Vorschriften des
Borsengesetzes (RGZ 101, 361, 362). Der Londoner Bullion
Market ist ein Markt, auf dem sich eine Preisbildung fir
"forward contracts", d.h. Terwingeschifte, nach Angebot
und Nachfrage infolge des Zusammentreffens und Zusammen-
wirkens der beteiligten Firmen, also in der Art einer Bdrse
(RGZ 47, 112; 101, 361, 362), wenn auch ohne Abschliisse
untereinander, vollzieht.

Die in London zu erfiillenden Geschédfte sind nicht ver-
boten (vgl. RunderlaB AuBenwirtschaft Nr. 58/58, BAnz Nr.7
vom 13. Januar 1959),also nicht nach § 134 BGB nichtig.

Mit Recht hat sie aber das Berufungsgericht nach §§ 61, 53
Borsengesetz als nicht verbindlich angesehen, weil der Be-
klagte nicht eingetragener Kaufmenn ist und auch nicht zu
den einem solchen gleichgestellten Perconen gehdrt. Der Be-
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klagte, der sich niemals mit Borsengeoschédften oder Edelme-
tallhandel befafllt hat, war damals Notstandsangestellter in
Berlin und bemiihte sich nach seinen Angaben, eine Tdtigkeit
als "Vermittler von Geschiédften" aufzubauen. Das Berufungs-
gericht meint aber, der Beklagte habe sich den Anschein

eines GroBkaufmanns und erfahrenen Borsenmaklers gegehben

und die Kl&gerin vorsétzlich in einer gegen die guten Sitten
verstoBenden Weise geschddigt (§ 826 BGB). Der Schaden be-
stehe darin, daB die Geschdfte nicht wie abgeschlossen durch-
gefiihrt worden seien. Der Einwand des Differenzgeschiédfts

(§ 764 BGB) habe ihnen nicht entgegengestanden. Diese Ausfiih-
rungen sind rechtlich nicht einwand frei.

Die unerlaﬁbte Handlung des Beklagten soll nach den Aus-
flihrungen des Berufungsgerichts darin liegen, daB die Klége-
rin durch Tduschung zum AbschluB von Vertrégen veranlaflt wor-
den ist. Ihr Schaden soll darin bestehen, daB sie keine wirk-
samen Anspriche gegen den Beklagten auf Zahlung des Kaufprei-
ses oder, wenn ein wirksames Differenzgeschéft vorlag, auf
Zahlung des Unterschiedes 2zwischen den vereinbarten Termin-
preis und dem Preis am Stichtag nebst Provision erworben
hat. Der Get#iuschte kann aber im allgemeinen nur verlangen,
so gestellt zu werden, wie wenn das Geschédft nicht abgeschlos-
sen worden widre (sog. negatives Interesse). Hier will die
Kl&dgerin so gestellt werden, wie wenn die Vbrspiegelungen
des Beklagten ilber seinen geschdftlichen Status wahr wéren.
Sie verlangt das Interesse an der Erfiilllung der Geschiifte,
wie sie ohne T&uschung nach ihrer Ansicht wirksam hédtten zu-
standekommen konnen. Ein solcher Anspruch auf das Erfiillungs-
interesse kommt aber nicht in Betracht, weil die Geschifte
auch ohne das beanstandete Verhalten des Beklagten nicht
verbindlich zustandekommen konnten. Ihm fehlte nach § 53 Bor-
sengesetz die Fdhigkeit zum AbschluBl von Borsentermingeschiiften




Daher bedarf es keiner Erorterung, ob nicht auch bei be-
stehender Féhigkeit zum AbschluB solcher Geschiifte dem
Klaganspruch der Differenzeinwand (§ 764 BGB) entgegenge-
standen hdtte, weil es sich nicht um sog. offizielle Bor-
sentermingeschéfte gehandelt hat, sondern Auslands-Termin-
geschifte vorlagen, auf die § 58 Bbrusengesetz trotz § 61
Borsengesetz auch nicht entsprechend anzuwenden ist (RGZ
76, 371, 373; 79, 381, 385), und keine Lieferung des Silbers

beabsichtigt war.

Flir einen Schadensersatzanspruch mit dem Ziele, geméB
§ 249 BGB so gestellt zu werden, wie wenn die Geschidfite
nicht geschlossen wdren, hat die Klégerin nichts vorge-
Bfacht. Insbesondere hat sie nicht dargelegt, daBl sie etwa
im ‘Hinblick auf die als Eigenhidndlerin abgeschlossenen
Kontrakte Deckungs- oder Gegengeschéifte geschlossen hat,
aus denen sie in Anspruch genommen wird.

Es bedarf hiernach keiner Erdrterung, ob der Beklagte
vorsitzlich durch Téuschung liber seine geschiiftliche Betéa-
tigung, wie sie das Berufungsgericht seinen Angaben iiher
Telegrammadresse, Codebenutzung und Fankverbindungen ent-
nommen hat, den Entschlufl der Kligerin hervorgerufen hat,
mit ihm Terminkontrakte zu schlieflen. Das angefochtene
Urteil war vielmehr aufzuheben und unter Ab&nderung des



landgerichtlichen Urteils die Klage abzuweisen. Die
Entscheidung liber die Kousten des Rechtsstreits beruht

auf § 91 ZPO.

Dr.Fischer Dr.Kuhn lLiesecke Dr.8chulze Fleck



	BUNDESGERICHTSHOF

	IM NAMEN DES VOLKES

	U-Zg_5l/61	URTEIL	Verkündet am



